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Im Jahr 2004 setzte weltweit ein kräfti-
ger Wirtschaftsaufschwung ein. Die in
den Vereinigten Staaten Mitte 2007 aus-
gebrochene Hypothekenkrise mündete
allerdings in die globale Finanzkrise. Die-
se griff in der Folge auch auf die Real-
wirtschaften über. Mittlerweile hat die
Weltwirtschaft die einzige in den letzten
60 Jahren zu beobachtende Rezession
überwunden. Für 2010 wird wieder mit
einem Wachstum der globalen Wirt-
schaftsleistung von rund 31/2% gerech-
net. So deuten beispielsweise die aktu-
ellen Umfrageergebnisse des Ifo World
Economic Survey (WES) auf eine deutli-
che Erholung im laufenden Jahr hin. Die
Erwartungen für die Entwicklung in den
nächsten sechs Monaten liegen klar im
positiven Bereich. Zudem weisen die Ur-
teile zur aktuellen Wirtschaftslage im Zeit-
verlauf eine merkliche Aufwärtstendenz
auf. Für das exportorientierte Deutsch-
land hellen sich damit die Konjunkturaus-




Wie viele andere Länder hat auch
Deutschland in der Krise Konjunktur-
programme zur Stimulierung der Volks-
wirtschaft auf den Weg gebracht. Dazu
gehören neben Maßnahmen zur Stüt-
zung der inländischen Nachfrage (Steu-
ererleichterungen, öffentliche Infrastruk-
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Langfristige Baunachfrage in Deutschland – Belebung im 
Die gerade überwundene Rezession hat unterschiedliche Auswirkungen auf den Bausektor in Deutschland.
Für den Wirtschaftsbau bedeutet sie Kosteneinsparung und Investitionszurückhaltung, seitens der Unter-
nehmen – vor allem in Bezug auf Hochbauprojekte. Da 2009 allerdings noch eine Vielzahl bereits begon-
nener Bauvorhaben weitergeführt wurde, dürfte der große Einbruch erst im laufenden Jahr erfolgen. Der-
zeit sind nur vergleichsweise wenige Projekte in der Pipeline, und die allenfalls moderaten Konjunkturaus-
sichten dürften die meisten Firmen nicht zu Ersatz- oder Erweiterungsinvestitionen veranlassen. 
Der Wohnungsbau ist von der Wirtschaftskrise insofern betroffen, als die privaten Haushalte mit dem
Verlust des Arbeitsplatzes konfrontiert wurden. Die gesunkene Planungssicherheit über das zukünftige
Einkommen wirkte sich negativ auf die Baunachfrage aus. Aufgrund der seit einigen Jahren äußerst nied-
rigen Neubautätigkeit sollte der Rückgang der Fertigstellungszahlen 2009 aber noch überschaubar aus-
gefallen sein. Nach Berechnungen des ifo Instituts1 dürften im vergangenen Jahr rund 143 000 Woh-
nungen neu errichtet worden sein. Mittlerweile deutet sich im Neubau jedoch eine Trendwende an, die
sich beispielsweise in der Entwicklung der Genehmigungszahlen widerspiegelt. Daneben werden die
Arbeiten im Gebäudebestand – auch aufgrund der Maßnahmen zur energetischen Sanierung – in Zu-
kunft weiter an Bedeutung gewinnen.
Bis zum Ende des kräftigen Wirtschaftsaufschwungs im Jahr 2008 führten die stark steigenden Steuer-
einnahmen zu einer Ausweitung der öffentlichen Bauinvestitionen. Obwohl sich die Kassenlage mittler-
weile deutlich verschlechtert hat, werden die Bauausgaben der öffentlichen Hand auch 2010 merklich
erhöht. Die beiden Konjunkturprogramme der Bundesregierung enthalten zusätzliche Mittel nicht nur
für die Bundesverkehrswege, sondern auch für die kommunale Infrastruktur. 
Im Prognosezeitraum bis zum Jahr 2019 wird das Bauvolumen um durchschnittlich rund 1/2% jährlich
wachsen. Während der Wohnungsbau langfristig von zunehmenden Neubauaktivitäten profitiert, wird die
Investitionsneigung von Bund, Ländern und Gemeinden aufgrund der schwierigen Haushaltssituation da-
gegen sinken. Im Wohnungsbau sollten die Bauleistungen in den nächsten zehn Jahren im Durchschnitt
um rund 1% p.a. zulegen, die öffentlichen Baumaßnahmen dürften sich jedoch um nahezu 1/2% pro Jahr
verringern. Im gewerblichen Bau sollte mit der Erholung der Weltwirtschaft zumindest mittelfristig eine
Belebung einsetzen. Bis 2019 dürften daher die durchschnittlichen jährlichen Zuwachsraten des ge-
werblichen Bauvolumens im positiven Bereich liegen. 
1 E. Gluch und L. Dorffmeister, ifo Bauvorausschät-
zung Deutschland, Ausgabe 2009–2014/2019,
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turinvestitionen, Umweltprämie, Aufstockung des Gebäu-
desanierungsprogramms der KfW usw.) auch die Unter-
stützung unternehmerischer Tätigkeit (Sonderabschreibun-
gen für kleine und mittlere Unternehmen, Ausweitung von
Bürgschaften, Erweiterung des Finanzierungsangebots
durch die KfW, degressive Abschreibung für bewegliche
Unternehmensgüter in Höhe von 25% usw.) sowie die Si-
cherung und Schaffung von Beschäftigung (Verlängerung
des Kurzarbeitergeldes, Ausweitung von Qualifizierungs-
maßnahmen usw.).
Die damit verbundene Ausweitung der öffentlichen Bauak-
tivitäten hatte zur Folge, dass 2009 der Bausektor insge-
samt weniger hart von der Krise getroffen wurde. Die Inves-
titionen in die kommunale Infrastruktur (Schulen, Kindergär-
ten, Verwaltungsgebäude etc.) sowie in die Bundesver-
kehrswege führten zu einer Fortsetzung der positiven Auf-
wärtstendenz im öffentlichen Bau. So gab die öffentliche
Hand nach einer viele Jahre währenden Investitionszurück-
haltung ab 2006 erstmals wieder mehr Bau-
vorhaben in Auftrag. 2010 wird das öffent-
liche Bauvolumen zum fünften Mal in Folge
ansteigen. Langfristig dürfte die Investitions-
neigung allerdings aufgrund klammer Kas-
sen sinken (vgl. Abb. 1).
Im Wohnungsbau wird im laufenden Jahr ei-
ne Erholung erwartet. Zwar gingen die Woh-
nungsbauleistungen 2009 noch etwas zu-
rück, mittlerweile mehren sich jedoch die An-
zeichen für eine Belebung des Wohnungs-
neubaus. So haben beispielsweise die Ge-
nehmigungen 2009 gegenüber 2008 um 4%
zugenommen. Die überaus niedrige Neubau-
tätigkeit der vergangenen Jahre hat in vielen
Bereichen zu einem spürbaren Nachholbe-
darf geführt, der sich in den nächsten zehn
Jahren in deutlich höheren Fertigstellungs-
zahlen niederschlagen dürfte. Das Woh-
nungsbauvolumen dürfte deshalb mittel- und
langfristig sichtlich ansteigen.
Starker Rückgang der Auftrags-
eingänge im gewerblichen Hochbau 
Im Wirtschaftsbau ist die Entwicklung et-
was gedämpfter. Der Bauboom, der 2006
einsetzte, fand aufgrund der Wirtschaftskri-
se 2009 ein abruptes Ende. Umfangreiche
Restarbeiten bereits begonnener Projekte
begrenzten den Rückgang der Bauleistun-
gen immerhin auf rund 21/2%. Allerdings sind
deutlich weniger Bauvorhaben in Vorberei-
tung. Im Hochbau liegen die im Jahr 2009
genehmigten Flächen für neu zu errichten-
de Gebäude um rund 18% unter dem Wert des Jahres 2008.
Besonders hoch ist die Abnahme der Baugenehmigungen
in den Bereichen Fabrik- und Werkstattgebäude sowie Han-
dels- und Lagergebäude. Da sich die Unternehmen bei ei-
ner – wie es bislang aussieht – nur moderaten wirtschaftli-
chen Belebung mit ihren Investitionsplanungen zurückhal-
ten dürften, ist mittelfristig von einem niedrigeren Niveau der
Bauleistungen auszugehen. 2012 wird das Bauvolumen da-
her mit rund 711/2Mrd.€ (in Preisen von 2000) den Wert von
2008 noch um etwa 9% unterschreiten.
Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise lassen sich beson-
ders gut an der Entwicklung der Auftragseingänge im Hoch-
bau ablesen. Danach sanken ab Mitte 2008 die Auftrags-
volumina bei den Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten
im Vorjahresvergleich (vgl. Abb. 2). Im Verlauf des Jahres
2009 erreichten die Rückgänge im Durchschnitt rund 20%.
Dieser Einbruch wird sich erst 2010 bei der Bautätigkeit rich-
tig bemerkbar machen, wenn ein Großteil der noch zu Boom-
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zeiten initiierten Bauvorhaben abgeschlossen sein wird. Die
Ergebnisse der ifo Architektenumfrage deuten in dieselbe
Richtung. In den letzten eineinhalb Jahren wurden seitens
gewerblicher Bauherren deutlich weniger Projekte bei den
Architekturbüros in Auftrag gegeben. Auch das lässt eine
spürbare Einschränkung der Bauaktivitäten in naher Zukunft
erwarten.
Im gewerblichen Tiefbau haben sich dagegen die Auftrags-
eingänge seit Mitte 2008 nur leicht abgeschwächt (vgl.
Abb. 3). Dieser Bereich profitiert von dringend notwendigen
Investitionen in die Telekommunikations-, Energie- oder Ei-
senbahnnetze. Diese müssen instand gehalten, modernisiert
und ausgebaut werden. Da die Netze in der Praxis aber nicht
gleichmäßig fortentwickelt werden, droht lokal immer wie-
der Investitionsstau. So wird etwa im Telekommunikations-
und Bahnbereich vor allem da investiert, wo der größte Nut-
zen zu erzielen bzw. die höchsten Erlöse zu erwirtschaften
sind. Hauptverbindungen oder Ballungsgebiete werden des-
halb in der Regel bevorzugt behandelt, Nebenstrecken oder
ländliche Gebiete warten länger auf den Netzanschluss bzw.
kommen erst später in den Genuss von Erweiterungen und
Modernisierungen. Dies führt unter anderem zu Benachtei-
ligungen von Haushalten und Unternehmen, die abseits der
großen Zentren angesiedelt sind. Da beispielsweise ein ge-
bremster Ausbau des Breitbandnetzes einen nicht zu ver-
nachlässigenden gesamtwirtschaftlichen Schaden hervorru-
fen kann, hat sich hier mittlerweile die Politik eingeschaltet.
Überdies enthalten die Konjunkturprogramme zusätzliche
Mittel für den Bahnbereich, um dringend notwendige Maß-
nahmen in die Wege zu leiten oder zu beschleunigen.
Gewerblicher Tiefbau profitiert vom Umbau des
Energiesektors
Der Tiefbaubereich hat auch deshalb keinen so starken Ein-
bruch erlitten, da sich der Energiesektor derzeit in einem
kräftigen Umbruch befindet. Der signifikan-
te Preisanstieg der fossilen Brennstoffe hat
– zusammen mit Klimaschutzaspekten – zu
einem fundamentalen Umdenken geführt,
das in Deutschland vergleichsweise früh ein-
setzte. So trat bereits im Jahr 2000 das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in Kraft,
das die Einspeisung »alternativ« erzeugten
Stroms zu einem garantierten Vergütungs-
satz regelte, der deutlich über dem Markt-
preis lag – und liegt. 2002 folgten die Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV) und das Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz. Seit 2009 gilt nun
das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz
(EEWärmeG), das bei Neubauten die antei-
lige Nutzung erneuerbarer Energien bei der
Wärmeerzeugung zur Pflicht macht.
Gegenwärtig wird Strom hierzulande immer häufiger dezent-
ral erzeugt. Statt konventioneller Großkraftwerke, die in der
Vergangenheit von den marktbeherrschenden Energiever-
sorgungsunternehmen betrieben wurden, entstehen mitt-
lerweile sehr viele kleine und mittelgroße Anlagen, die erneu-
erbare Energien nutzen. Zahlreiche Städte und Gemeinden
wollen ihre Energieversorgung wieder selber in die Hand
nehmen und setzen auf Windparks, Wasserkraftwerke oder
Biomasseanlagen. Zudem kommen – zur Steigerung der
Wirkungsgrade – verstärkt Blockheizkraftwerke, zusammen
mit Fernwärme, zum Einsatz. Bei der Errichtung dieser An-
lagen und der Anpassung der Energieverteilungsnetze sind
unter anderem auch umfangreiche Tiefbaumaßnahmen er-
forderlich.
Speziell im Bereich Stromerzeugung wurde in Deutschland
seit der Jahrtausendwende in enormem Umfang in erneu-
erbare Energien investiert. Nach Berechnungen der Ar-
beitsgemeinschaft Energiebilanzen dürfte ihr Anteil an der
Bruttostromerzeugung (inklusive Energieverbrauch für die
Erzeugung) 2009 auf knapp 16% gestiegen sein, was auch
damit zu tun hat, dass aufgrund der Wirtschaftskrise we-
niger konventioneller Strom produziert wurde. Insgesamt
sind die Erzeugungsanteile von herkömmlichen Energie-
trägern, wie Steinkohle oder Uran, seit 2000 deutlich rück-
läufig (vgl. Abb. 4). 
Windkraft wichtigste erneuerbare Energiequelle
Unter den erneuerbaren Energieträgern zeigen die Bereiche
Windkraft und Biomasse die größte Dynamik. Dabei hat die
Windkraft die weitaus beeindruckendere Entwicklung ge-
nommen. 1990 drehten sich in Deutschland 405 Windrä-
der mit einer installierten Leistung von 68 MW, 2008 erzeug-
ten rund 20 000 Anlagen 40,4 TWh Strom – bei fast 24 GW
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desministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) soll die Stromproduktion aus Windkraftwer-
ken bis 2020 auf rund 96 TWh gesteigert werden. Noch gibt
es genügend Standorte an Land, doch da deren Zahl im-
mer weiter abnimmt, wird der Bau von Anlagen auf See stär-
ker gefördert. Um den potentiellen Investoren eine größere
Planungssicherheit zu geben, hat der Bund im Herbst ei-
nen Vorrangplan für Offshore-Flächen in der Nordsee ver-
abschiedet. Im Dezember folgte die Verabschiedung einer
Verordnung für die Ostsee. Damit soll der Bau von Windrä-
dern in der so genannten ausschließlichen Wirtschaftszone
(AWZ) – dies ist die Zone zwischen zwölf und 200 Kilome-
tern vor der Küste – erleichtert werden. Derzeit sind in
Deutschland rund 40 Offshore-Windparks in Planung.
25 Projekte sind bereits genehmigt, davon 22 in der Nord-
see und drei in der Ostsee. Rund ein Dutzend weitere be-
finden sich in einer fortgeschrittenen Genehmigungsphase.
Mit Windkraft wurden 2009 rund 61/2% des Stroms in
Deutschland erzeugt. Die Biomasseanlagen produzierten
knapp 41/2% und die ohnehin seit Jahrzehnten genutzte
Wasserkraft gut 3%. Die Anteile der übrigen
regenerativen Energieträger dürften jeweils
bei maximal 1% gelegen haben. 
In Deutschland – aber auch international –
wird der Windkraft für die nächsten Jahre
das höchste Potential beigemessen. Dies
bestätigen auch internationale Abkommen,
wie beispielsweise die Ende 2009 von den
Nordseeanrainerstaaten sowie von Schwe-
den und Irland ins Leben gerufene Nord-
see-Offshore-Initiative. Diese sieht eine
Stärkung der Versorgungssicherheit und ei-
ne bessere Integration der erneuerbaren
Energien vor. So soll etwa ein Teil des im
Nordseeraum in Windparks erzeugten
Stroms in windstarken Zeiten skandinavi-
schen Pumpspeicherkraftwerken zugelei-
tet werden, die wiederum in windschwa-
chen Phasen Strom ins Netz zurückgeben
würden. Insgesamt dürfte der gewerbliche
Tiefbau in den nächsten zehn Jahren also
stark vom Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien profitieren.
Wohnungsbauvolumen derzeit um
ein Fünftel kleiner als 1999
Der Wohnungsbau befindet sich mittlerwei-
le auf einem äußerst niedrigen Niveau. Be-
trug das Bauvolumen 1999 noch knapp
160 Mrd. € (in Preisen von 2000), so er-
reichten die jährlichen Wohnungsbauleis-
tungen seit 2002 lediglich rund 130 Mrd. €. Im vergange-
nen Jahr wurden Arbeiten im Umfang von knapp
128 Mrd. € durchgeführt. Der Neubau spielte dabei eine
nur noch untergeordnete Rolle. Der weitaus größte Teil der
Bauaktivitäten entfiel auf Bestandsmaßnahmen, also auf
Sanierung, Modernisierung, Reparaturen oder auch den
Umbau von Gebäuden.
Die Wiedervereinigung hatte allerdings zunächst zu einer
ganz anderen Entwicklung geführt, denn es war anfangs
dringend notwendig, die Infrastruktur auszubauen und den
Gebäudebestand zu erneuern. Erst nachdem massiv in
Neubauten investiert worden war, verlegten sich die Markt-
akteure schwerpunktmäßig auf die Instandhaltung und Mo-
dernisierung. Dies führte zwangsläufig zu einem Struktur-
wandel in der Bauwirtschaft. Aufgrund der geringeren Bau-
leistungen ging die Zahl der Betriebe und Beschäftigten er-
heblich zurück. Im Bauhauptgewerbe war der Schrump-
fungsprozess allerdings weitaus dramatischer als im Aus-
baugewerbe. Damit sank – bezogen auf die Beschäftig-
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men. Ausbaubetriebe beschäftigen in der Regel weniger
als 20 Mitarbeiter. Darüber hinaus verringerte sich im Bau-
hauptgewerbe der Anteil der großen und mittleren Baufir-
men. Mittlerweile dürften hier 90% der Firmen zwischen 
einem und 19 Beschäftigten umfassen. Die großen Bau-
firmen erfüllen ihre Aufträge immer stärker mit Hilfe kleine-
rer Subunternehmen. 
Die beschriebenen Entwicklungen betreffen natürlich auch
den Wohnungsbau, bei dem die Bestandsaktivitäten einen
besonders hohen Anteil ausmachen. Mittlerweile sind die
Vorzeichen für eine baldige Erholung des Neubaus allerdings
deutlich besser. So sind beispielsweise seit Juli 2009 die
Wohnungsgenehmigungen im Vorjahresvergleich gestiegen.
Bei Wohnungen in Ein- und Zweifamiliengebäuden setzte
diese Entwicklung etwas früher ein als bei Mehrfamilien-
gebäuden.
Positive Anzeichen für eine Belebung des 
Neubaus
Auch die Ergebnisse der ifo Architektenumfrage deuten –
zumindest im Hinblick auf die Errichtung neuer Ein- und Zwei-
familienhäuser – auf eine Trendwende hin. So übertreffen die
neu akquirierten Aufträge zur Planung entsprechender Ge-
bäude mittlerweile deutlich das niedrige Niveau von Ende
2007. Der Geschosswohnungsbau dürfte – den teilnehmen-
den Architekturbüros zufolge – in den nächsten Monaten je-
doch noch keine wesentliche Belebung erfahren. Das für
Mehrfamilienhäuser in Auftrag gegebene Planungsvolumen
stagniert seit fast zehn Jahren.
Überdies haben sich inzwischen die Auftragseingänge bei
den im Wohnungsbau tätigen Betrieben des Bauhauptge-
werbes mit 20 und mehr Beschäftigten immer weiter stabi-
lisiert. Waren die geglätteten Monatswerte im Vorjahresver-
gleich seit Ende 2006 rückläufig, so ist mittlerweile wieder
ein Anstieg zu verzeichnen.
Darüber hinaus schätzen die am ifo Konjunk-
turtest teilnehmenden Wohnungsbauunter-
nehmen ihre Geschäftsaussichten seit An-
fang 2009 kontinuierlich besser ein. Auch be-
richten per saldo immer weniger Unterneh-
men von einer schlechten Geschäftslage. Die
Vorzeichen für eine Belebung des Woh-
nungsneubaus 2010 stehen in Anbetracht
der verfügbaren Daten und Umfrageergeb-
nisse also nicht schlecht.
Für den langfristigen Trend spielen die de-
mographischen Aspekte eine entscheiden-
de Rolle. Darüber hinaus wird die zukünfti-
ge Entwicklung von den Hypothekenzinsen,
der Inflation, den Preisen für Wohnimmobi-
lien sowie von staatlichen Fördermaßnahmen und der wirt-
schaftlichen Gesamtentwicklung bestimmt.
Zahl der Haushalte wird bis 2020 weiter 
zunehmen
Der Wohnungsbau dürfte in der langen Frist von der Be-
völkerungsentwicklung stimuliert werden. Zwar sinken die
offiziellen Einwohnerzahlen seit 2003, für die tatsächliche
Nachfrage ist jedoch die Zahl der Haushalte entscheidend.
Der immer geringere Anteil von Kindern an der Gesamt-
bevölkerung sowie die fortschreitende Singularisierung
führen zu wachsenden Haushaltszahlen. Dieser Trend dürf-
te sich bis 2020 – wenn auch in abgeschwächter Form –
fortsetzen. Die Anzahl der Haushalte mit drei und mehr
Mitgliedern dürfte bis 2020 auf gut 9 Mill. zurückgehen
(vgl. Abb. 5). Dagegen sollten die Ein- bzw. Zweiperso-
nenhaushalte bis dahin auf rund 161/2 bzw. 141/2 Mill. an-
wachsen. In der Summe ergibt sich ein Anstieg der Haus-
haltszahlen im Zeitraum zwischen 2009 und 2020 von rund
460 000 Haushalten. Pro Jahr kommen demnach durch-
schnittlich knapp 40 000 zusätzliche Wohnungsnachfra-
ger hinzu.
Zudem ist mittlerweile eine Entwicklung, die eine starke ne-
gative Wirkung insbesondere auf die Errichtung von Ein- und
Zweifamiliengebäuden hatte, abgeschlossen. So hat die Zahl
der 25- bis-34-Jährigen zwischen 1994 und 2006 um mehr
als 4 Mill. auf weniger als 10 Mill. Personen abgenommen.
Gerade diese Bevölkerungsgruppe spielt jedoch bei der
Nachfrage nach Wohnraum eine besonders große Rolle,
da erfahrungsgemäß der mit Abstand größte Teil der Ju-
gendlichen im Alter von 25 und 34 Jahren erstmals eine ei-
gene Wohnung nachfragt oder gar eine Wohnung erwirbt.
Der über viele Jahre wirkende Bremseffekt auf den Woh-
nungsbau dürfte im Prognosezeitraum bis 2019 nun nicht
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Die Zahl der Wohnungsfertigstellungen (in
neu errichteten Gebäuden) dürfte 2009 auf
einen historischen Tiefstwert von rund
143 000 Einheiten gefallen sein. In die-
sem Jahr ist mit einem Anstieg auf rund
152 000 Fertigstellungen zu rechnen. Trotz
stark eingeschränkter Neubauförderung,
einer linearen AfA von lediglich 2% pro
Jahr, der vieldiskutierten Zinsschranke so-
wie hohen Anforderungen an die Energie-
verbrauchseigenschaften von Neubauten
dürften die Fertigstellungszahlen 2013 wie-
der die Marke von 200 000 Wohnungen
erreichen. Bis dahin sollte die im Zuge der
Wiedervereinigung erfolgte Überproduk-
tion an Wohnungen keine große Rolle mehr
auf den Wohnungsmärkten spielen. Die
Zunahme der Haushaltszahlen sowie die
anhaltende Binnenwanderung werden zumindest in eini-
gen Regionen zu einer spürbar steigenden Wohnungs-
nachfrage führen. Schon heute ist in Wachstumsregio-
nen wie München oder Frankfurt hochwertiger Wohnraum
knapp.
Geringe Neubautätigkeit lässt durchschnittliches
Gebäudealter rasch ansteigen
Die geringe Neubautätigkeit der letzten Jahre – im europä-
ischen Vergleich weist Deutschland derzeit die niedrigste
Neubauquote pro Kopf aus – lässt auch das durchschnitt-
liche Gebäudealter ansteigen. Viele ältere Wohnungen wer-
den nicht abgerissen, sondern stehen leer oder werden –
oberflächlich instand gesetzt – weitervermietet. Der in die-
sem Bereich entstandene Aufholbedarf dürfte die Baunach-
frage zusätzlich unterstützen. Überdies gibt es keine Ver-
anlassung für einen deutlichen Zinsanstieg in den nächsten
Jahren. Würden die europäischen Staaten allerdings versu-
chen, ihre Staatsschulden mit Hilfe einer spürbar höheren
Inflation abzubauen, hätte dies eine Flucht in »wertbestän-
dige« Realwerte wie Immobilien zur Folge. Davon würde wie-
derum der Wohnungsbau profitieren. 
Insgesamt dürfte sich das Eigenheimsegment ab 2011 dy-
namischer entwickeln als der Geschosswohnungsbau (vgl.
Abb. 6). So werden insbesondere Einfamilienhäuser auch
in Zukunft das Wunschobjekt privater Haushalte bleiben. Die
bis Mitte der 1990er Jahre gewährten hohen Sonderab-
schreibungen auf Wohnimmobilien hatten vor allem einen
Zubau von Geschosswohnungen zur Folge. Die Einführung
der Eigenheimzulage in 1996 zeigte daraufhin, dass noch
immer ein hoher Bedarf an Wohnungen in Ein- und Zweifa-
miliengebäuden bestand. Die umfangreiche Bautätigkeit in
den 1990er Jahren hat somit vor allem zu einem Einbruch
im Geschosswohnungsbau geführt, der seit 2002 ein Schat-
tendasein fristet. Dieses negative Erbe dürfte sich auch in
den nächsten Jahren noch ein wenig bemerkbar machen,
so dass im Mehrfamilienhausbau die Erholung etwas weni-
ger stark ausgeprägt sein wird.
Die zentrale Herausforderung wird im nächsten Jahrzehnt
– neben der energetischen Anpassung – der teilweise Er-
satz des Wohngebäudebestands sein. Der in der amtlichen
Statistik fortgeschriebene Bestand von nahezu 40 Mill. Woh-
nungen ist grundsätzlich ausreichend. Durch anhaltende
Wanderungsbewegungen stehen mittlerweile jedoch viele
Wohngebäude am falschen Ort. Während in ländlichen und
wirtschaftlich wenig entwickelten Gebieten ein Überange-
bot an Wohnungen vorherrscht, deuten in anderen Regio-
nen die steigenden Mieten bzw. Quadratmeterpreise auf
eine Unterversorgung hin. 
Anpassung des Wohnungsbestands erfordert
deutlich höheren Gebäudeabgang
Hinzu kommt, dass in den zwei Jahrzehnten nach dem
Zweiten Weltkrieg eine große Anzahl von Gebäuden er-
richtet wurde, die heute prinzipiell alle saniert werden kön-
nen. In vielen Fällen dürften die erforderlichen Maßnahmen
jedoch kostspieliger sein als ein Neubau. In den fünfziger
und sechziger Jahren spielten die Energiepreise noch kei-
ne große Rolle und die Flächenansprüche waren noch deut-
lich bescheidener als heute. Da in den Städten möglichst
rasch Wohnraum für die Bevölkerung geschaffen werden
musste, wurden auch häufig keine hohen Anforderungen
an die Bausubstanz gestellt. Diese Wohnungen, deren Zahl
in die Millionen geht, dürften allerdings nur langsam vom
Markt genommen werden.
Wie wichtig eine Unterstützung des Staates bei der An-
passung des Gebäudebestandes an die neuen Gegeben-
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heiten wäre, zeigt die offizielle Abgangsstatistik. Um – un-
ter anderem – den Leerstand in Ostdeutschland deutlich
zu reduzieren, wurde 2002 der Stadtumbau Ost gestar-
tet, mit dessen Hilfe beispielsweise leerstehende Platten-
bauten abgerissen werden sollten. Die Abrisse in den neu-
en Bundesländern wurden daraufhin auch deutlich aus-
geweitet (vgl. Abb. 7). Insbesondere Wohnungsunterneh-
men machten von den Möglichkeiten dieses Programms
Gebrauch.
Die Abrisszahlen zeigen, dass selbst in Jahren mit hoher
»Rückbautätigkeit« nicht einmal 60 000 Wohnungen vom
Gebäudebestand abgehen. Auch wenn man berücksich-
tigt, dass der Abriss kleinerer Objekte – in Abhängigkeit
von der jeweiligen Landesbauordnung – zum Teil nicht ge-
nehmigungspflichtig ist und die statistischen Landesäm-
ter deshalb hiervon keine Kenntnis erlangen, so ist der
Wohnungsabgang immer noch sehr gering. Dies verdeut-
licht auch folgende Grobabschätzung: Bei einem ange-
nommenen jährlichen Abriss von 60 000 Wohneinheiten
wäre der heutige Wohnungsbestand erst in rund 650 Jah-
ren vollständig »verschwunden«. Könnte man die Anstren-
gungen auf 100 000 Wohnungen pro Jahr erhöhen, so wä-
re der komplette Ersatz der derzeit existierenden Wohn-
einheiten erst in knapp 400 Jahren abgeschlossen. 
Wir steuern derzeit also auf einen massiven Anstieg des
durchschnittlichen Gebäudealters zu. Gleichzeitig würde der
Instandsetzungsaufwand spürbar wachsen oder ein Teil der
Gebäude würde einfach dem Verfall Preis gegeben werden,
da vielerorts keine ausreichende Wohnungsnachfrage be-
steht. Bei einer jährlichen Fertigstellungsrate von rund
200000 Wohnungen würde der Gebäudebestand weiter zu-
nehmen, obwohl bei derzeit knapp 40 Mill. Wohnungen ei-
gentlich eine bereits gute Wohnungsversorgung vorliegt.
Auch wenn die eigentlich nötigen Maßnahmen kurzfristig
nicht in Gang gebracht werden können, so ist doch anzu-
nehmen, dass im Prognosezeitraum bis 2019
Ersatzinvestitionen eine größere Rolle spielen
werden, als in den vergangenen Jahren. Die
Fertigstellung neuer Wohnungen dürfte auch
deshalb 2019 einen Wert von gut 260000 Ein-
heiten erreichen. Mit der sichtlichen Belebung
des Neubaus wird das Wohnungsbauvolumen
deutlich ansteigen und am Ende des Prog-
nosehorizonts merklich über dem Niveau des
Jahres 2009 liegen. Bis 2019 sollten zudem




Im öffentlichen Bau werden die Investitionen
2010 – trotz sinkender Steuereinnahmen sowie steigender
Sozialausgaben – deutlich ausgeweitet. So hat noch die
alte Bundesregierung zur Stimulierung der Volkswirtschaft
– zusammen mit den Ländern – zwei Konjunkturpakete auf
den Weg gebracht, die sich auf die Jahre 2009 und 2010
konzentrieren. Das erste hat ein Volumen von rund
31 Mrd. € und umfasst beispielsweise Investitionen und
Steuererleichterungen. Unter anderem werden die bereits
bestehenden Infrastrukturprogramme für Kommunen so-
wie Förderprogramme zur Steigerung der Energieeffizienz
wie das CO2-Gebäudesanierungsprogramm um jeweils
3 Mrd. € aufgestockt. Zudem beteiligt sich der Fiskus seit
2009 noch stärker an der Inanspruchnahme von Hand-
werkerleistungen für die zu eigenen Wohnzwecken genutz-
te Wohnung. Die maximale Steuererstattung wurde von
600 auf 1 200 € verdoppelt.
Zusätzliche Investitionen von jeweils 1 Mrd. € in den Jahren
2009 und 2010 sind für Verkehrsinvestitionen vorgesehen.
Dabei sollen vor allem Einzelmaßnahmen unterstützt wer-
den, die möglichst kurzfristig realisierbar sind und schnellst-
möglich positive Impulse für Wirtschaft und Verkehr bewir-
ken. Es dürften demzufolge vorzugsweise Projekte durch-
geführt werden, für die bereits Baurecht vorliegt.
Der Schwerpunkt der Maßnahmen im Bereich Straße liegt
bei der beschleunigten Realisierung von Ortsumgehungen
und Autobahnausbauprojekten (456 Mill. €); für die rasche-
re Fertigstellung von bereits laufenden Bauvorhaben wur-
den 244 Mrd. € bereitgestellt. 220 Mill. € sollen in den Er-
halt bestehender Straßen fließen sowie 30 Mill. € in den
Bau dringend benötigter Lkw-Stellplätze auf Parkplätzen an
Bundesautobahnen.
Für das Bundeswasserstraßennetz wurden zur Verbesse-
rung der seewärtigen Zufahrten und der Hinterlandan-
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dienen der Netzoptimierung und werden deshalb vor al-
lem Schleusen und Kanälen zugute kommen. Darüber
hinaus wurden die Mittel für Erhaltungsinvestitionen (in-
klusive Ersatz von Wasserfahrzeugen oder Geräten) um
50 Mill. € verstärkt.
Im Schienenbereich sieht das Zweijahresprogramm den Be-
ginn bzw. die Beschleunigung von wichtigen Bedarfsplan-
vorhaben vor. Hierfür sind 470 Mill. € vorgesehen. Weitere
150 Mill. € fließen in die energetische Sanierung bzw. in die
kundenfreundlichere Gestaltung kleiner und großer Bahn-
höfe, also z.B. in Maßnahmen zur Herstellung der Barriere-
freiheit. Da die Deutsche Bahn AG ein privatrechtliches Un-
ternehmen ist, werden ihre Bauleistungen in der Statistik
allerdings nicht dem öffentlichen, sondern dem gewerbli-
chen Bau zugerechnet.
Bund stellt 10 Mrd. € für kommunales 
Investitionsprogramm bereit
Das zweite Konjunkturprogramm hat einen Umfang von na-
hezu 50 Mrd. €. Davon sind zusätzliche 2 Mrd. € für den
Ausbau und die Erneuerung von Bundesverkehrswegen vor-
gesehen, die möglichst noch 2009 und 2010 verausgabt
werden sollen. 
Überdies sollen Investitionen im Kinderbetreuungs- und
Bildungsbereich (allein aus Bundesmitteln 6,5 Mrd. € inkl.
Forschungsförderung) vorgenommen werden, die insbe-
sondere auf energetische Sanierungen abzielen. Weitere
3,5 Mrd. € sind für die Modernisierung der Infrastruktur
von Ländern und Kommunen (Krankenhäuser, Städtebau
ohne Abwasser und ÖPNV, Lärmsanierung kommunaler
Straßen etc.) eingeplant. Die Aufteilung der Bundesmittel
auf die einzelnen Bundesländer erfolgt nach einem gesetz-
lich fixierten Schlüssel und orientiert sich an den Einwoh-
nerzahlen. Die Länder und Kommunen beteiligen sich an
den durchzuführenden Vorhaben mit insgesamt rund
3,34 Mrd. €, so dass rund 13,34 Mrd. €
für »Zukunftsinvestitionen« zur Verfügung
stehen. Insgesamt liegt der Fokus auf dem
Hochbau und hier wiederum auf dem Aus-
baubereich.
Der ganz überwiegende Teil der Investitio-
nen aus dem Zukunftsinvestitionsgesetz ent-
fällt auf die Kommunen. Aufgrund der hohen
Zahl an Einzelprojekten fällt der Überblick al-
lerdings schwer. Nähere Informationen über
die Verteilung der Mittel auf einzelne Teil-
bereiche liefert beispielsweise eine vom Be-
ratungsunternehmen Ernst & Young bereits
im Mai 2009 durchgeführte Umfrage bei
Kommunen. 
Zwei Drittel der kommunalen Investitionen 
fließen in Schulen und Kindergärten
Demnach dürfte mehr als die Hälfte der kommunalen Zu-
kunftsinvestitionen (rund 6,8 Mrd. €) in Schulen und schu-
lische Einrichtungen fließen (vgl. Abb. 8). Für Kindergärten
werden voraussichtlich rund 1,6 Mrd. € ausgegeben. Auf
die Bereiche Städtebau und Lärmsanierung kommunaler
Straßen entfallen jeweils etwas weniger als 7% der Mittel.
Die übrigen knapp 20% sind für die energetische Sanierung
bzw. Modernisierung von Sportstätten, Verwaltungsgebäu-
den oder auch Kultureinrichtungen vorgesehen. Das Gros
der Arbeiten dürfte 2010, einige Restarbeiten aber erst 2011
erfolgen. Der durchschnittliche Eigenanteil der Kommunen
bei der Finanzierung dürfte bei etwa 20% liegen.
Insgesamt sollen im Rahmen der beiden Konjunkturprogram-
me zusätzlich 1,8 Mrd. € für Bundesstraßen ausgegeben
werden. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Verstärkung
von laufenden Bedarfsplanungs- bzw. Erhaltungsmaßnah-
men (856 bzw. 570 Mill. €). Daneben geben die Bundes-
länder weitere 1,5 Mrd. € für Straßenprojekte aus. Die Bun-
desschienenwege werden insgesamt rund 1,3 Mrd. € erhal-
ten, wobei hier die Verstärkung laufender bzw. der Beginn
neuer Bedarfsplanvorhaben (520 Mill. €) im Fokus steht.
Überdies sind 780 Mill. € für die Bundeswasserwege vor-
gesehen, insbesondere für die Netzoptimierung und das
Schleusenprogramm (348 Mill. €). Darüber hinaus fließen
100 Mill. € in den Kombinierten Verkehr.
Eine erste Zwischenbilanz der von der alten Bundesregie-
rung initiierten Konjunkturmaßnahmen im Baubereich fällt
durchwachsen aus. Wie befürchtet, dürften im Rahmen des
kommunalen Infrastrukturprogramms gerade einmal ein Vier-
tel der geplanten Bauleistungen 2009 – also im eigentli-
chen Krisenjahr – erfolgt sein. Zahlreiche Maßnahmen dürf-
ten sogar erst 2011 abgeschlossen werden. Bis zu den Som-
merferien 2009 arbeiteten die Gemeinden auf Hochtouren
an ihren förderwürdigen Projektvorschlägen. Vielfach gab es
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jedoch Restriktionen aufgrund fehlenden Personals, da die-
ses in den vergangenen Jahren in etlichen Kommunen deut-
lich reduziert worden war. Mit unterschiedlichem bürokrati-
schen Aufwand genehmigten die Länder die Bauvorhaben,
die sich häufig nur auf Einzelmaßnahmen konzentrierten. Da-
her profitierten vor allem kleinere Handwerksunternehmen
oder Hersteller von Fenstern oder Dämmmaterial.
Erst nach Abschluss der Projekte wird es zu einer Prüfung
der geförderten Bauvorhaben durch den Bund kommen. Die
Länder haben nämlich »umfassend Rechenschaft darüber
abzulegen, was wie finanziert wurde«. Bei nicht zweckge-
rechter Verwendung der Gelder können diese zurückgefor-
dert werden. Dabei soll beispielsweise auch kontrolliert wer-
den, ob die Zusätzlichkeit der Projekte wirklich gewährleis-
tet war. Das dicke bürokratische Ende kommt also zum
Schluss.
Mittlerweile sieht es danach aus, dass das kommunale In-
vestitionsprogramm demnächst an Wirkung einbüßen
wird. So plant die Regierung – auf Druck von Ländern und
Gemeinden – eine rückwirkende Aufweichung der Zusätz-
lichkeitsbedingungen. Zwar müssten die
bezuschussten Bauprojekte nach wie vor
zusätzlich zu bereits vorgesehenen Vorha-
ben erfolgen. Die Summe der Ausgaben für
Investitionen müsste im Falle der Inan-
spruchnahme der Fördermittel aus dem Zu-
kunftsinvestitionsgesetz jedoch nicht mehr
ansteigen. Die insgesamt realisierten Bau-
maßnahmen dürften damit 2010 und 2011
weniger stark wachsen als ursprünglich an-
genommen.
Ungeachtet einiger Anlaufschwierigkeiten im
Zusammenhang mit den Konjunkturpro-
grammen dürfte das öffentliche Bauvolumen
2009 um rund 41/2% auf knapp 381/2 Mrd. €
(in Preisen von 2000) gestiegen sein. Spe-
ziell im Tiefbau machte sich jedoch die Zu-
rückhaltung der Kommunen bemerkbar, die
aufgrund der angespannteren Haushaltsla-
ge unter anderem weniger in die kommuna-
len Straßennetze investierten. Der Tiefbau
sollte deshalb im vergangenen Jahr ledig-
lich stagniert haben.
Ab 2011 macht sich die desolate
Haushaltslage der öffentlichen Hand
bemerkbar, …
Zwar wird 2010 für den öffentlichen Bau ein
realer Zuwachs von gut 10% erwartet. Ab
2011 ist allerdings für einige Jahre mit
Rückgängen zu rechnen. So laufen zum einen die Kon-
junkturmaßnahmen aus. Zum anderen wurden etwa im
Verkehrsbereich einige bereits beschlossene Ausgaben
nur zeitlich nach vorne verlegt, die in späteren Jahren
nun fehlen werden.
Wichtigster Grund für die zu erwartende Investitionszurück-
haltung ist jedoch die finanzielle Situation von Bund, Län-
dern und Kommunen. Während Städte und Gemeinden in
den wirtschaftlichen Boomjahren 2006 bis 2008 nach Be-
rechnungen des Statistischen Bundesamtes ihre Verschul-
dung in der Summe merklich zurückgefahren haben, leb-
ten Bund und Länder weiter über ihre Verhältnisse. Die ge-
samtstaatliche Verschuldung dürfte 2010 mit 761/2% des
Bruttoinlandsprodukts mehr als 10 Prozentpunkte über der
Quote von 2008 liegen.
Der scharfe Wirtschaftseinbruch und das Ausbleiben einer
raschen konjunkturellen Erholung machen sich zudem bei
den Steuereinnahmen bemerkbar. Am stärksten sind hier-
bei die Gemeinden (hier einschließlich Stadtstaaten) betrof-
fen, deren Steuereinnahmen nach einer Prognose des Ar-
 
Tab. 1 
Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden  
2000 bis 2013 
Bund Länder  Gemeinden
a)  Jahr 
in Mrd. Euro 
insgesamt 
2000 198,8  189,5  57,1  445,4 
2001 193,8  178,7  54,1  426,6 
2002 192,1  178,6  52,5  423,2 
2003 191,9  177,6  51,8  421,3 
2004 187,0  179,9  56,4  423,3 
2005 190,1  180,5  59,8  430,4 
2006 203,9  195,1  67,3  466,3 
2007 230,1  213,2  72,7  516,0 
2008 239,2  221,9  77,0  538,1 
2009 227,0  207,0  69,3  503,3 
2010 215,7  201,5  66,5  483,7 
2011 222,6  206,7  70,5  499,8 
2012 232,0  216,5  75,1  523,6 
2013 241,3  225,0  80,0  546,3 
   Veränderung zum Vorjahr in %    
2000 3,3  3,0  1,4  2,9 
2001  – 2,5  – 5,7  – 5,3  – 4,2 
2002  – 0,9  – 0,1  – 3,0  – 0,8 
2003  – 0,1  – 0,6  – 1,3  – 0,4 
2004 –  2,6  1,3  8,9  0,5 
2005 1,7  0,3  6,0  1,7 
2006 7,3  8,1  12,5  8,3 
2007 12,8  9,3  8,0  10,7 
2008 4,0  4,1  5,9  4,3 
2009  – 5,1  – 6,7  – 10,0  – 6,5 
2010  – 5,0  – 2,7  – 4,0  – 3,9 
2011 3,2  2,6  6,0  3,3 
2012 4,2  4,7  6,5  4,8 
2013 4,0  3,9  6,5  4,3 
 
a) Stadtstaaten werden hier den Kommunen zugerechnet. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Arbeitskreis »Steuer- 
schätzungen«. Daten und Prognosen
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beitskreises »Steuerschätzungen« zwischen 2008 und 2010
um rund 131/2% zurückgehen dürften (vgl. Tab. 1). Verant-
wortlich hierfür sind vor allem die Einnahmeausfälle bei der
Gewerbesteuer. Die Kommunen versuchen zunehmend, mit-
tels Gebührenerhöhungen für Kinderbetreuung, Müllabfuhr
oder Kultureinrichtungen ihre Haushaltsprobleme wenigs-
tens etwas zu verringern. Bund und Länder dürften Rück-
gänge von jeweils knapp 10% verzeichnen. Die Mittelfrist-
prognose deutet zudem darauf hin, dass das Einnahmeni-
veau von 2008 frühestens 2013 wieder erreicht werden wird.
In der Zwischenzeit wird man sich jedoch auch auf einem
höheren Preisniveau befinden als noch 2008.
… zudem beginnt die neue Schuldenregel zu 
wirken
Überdies tritt auf Bundesebene ab 2016 die so genannte
Schuldenbremse in Kraft. Diese begrenzt in Abwesenheit
von Schocks, wie Naturkatastrophen oder schweren Re-
zessionen, die Nettokreditaufnahme auf 0,35% des Brutto-
inlandsprodukts. Bereits 2011 soll mit dem Abbau des struk-
turellen Defizits begonnen werden, weshalb die Bundesre-
gierung für das Haushaltsjahr 2011 eine Überprüfung aller
Einnahmen und Ausgaben angekündigt hat. Auch für die
Länder wurde eine Schuldenbremse eingeführt. Sie dürfen
sich ab 2020 grundsätzlich nicht mehr neu verschulden.
Ärmere Bundesländer sollen deshalb in den nächsten Jah-
ren Kosolidierungshilfen erhalten.
Langfristig ist demnach von keiner Belebung des öffent-
lichen Baus auszugehen. Die angeschlagene finanzielle
Situation sowie die Anstrengungen zur Erreichung eines
nahezu ausgeglichenen Haushalts bei Bund und Ländern
dürfte zwischen 2011 und 2014 zu einer spürbaren
Schrumpfung der öffentlichen Bauleistungen führen. Erst
2015 sollte wieder ein leichtes Wachstum zu beobachten
sein. Im Prognosezeitraum 2010 bis 2019 werden die Bau-
aktivitäten daher um durchschnittlich rund 1/2% pro Jahr
sinken.